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	Bregenz, am 26.06.2012


	Energie-Control
Rudolfsplatz 13a
1010 Wien
SMTP:  david-vo@e-control.at


 
	Auskunft:

Dr. Raimund Fend
Tel.: +43(0)5574/511-20218


	Betreff:
	Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010;
Entwurf der Datenformat- und Verbrauchsinformationsdarstellungs-Verordnung 2012; 

	Bezug:
	Schreiben vom 30. Mai 2012, VSt-1776/285 


Sehr geehrte Damen und Herren,

zu dem im Betreff genannten Verordnungsentwurf wird wie folgt Stellung genommen:
I. Allgemeines
Die Sicherung der Privatsphäre ist entscheidend für die Akzeptanz von intelligenten Messgeräten, da die Verbrauchsdaten Rückschlüsse auf die Lebensweise und Lebensgewohnheiten der Kunden zulassen. Der Datensicherheit muss daher oberste Priorität zukommen.

In den Erläuterungen zum Verordnungsentwurf wird nicht ausgeführt, welche Kosten der Entwurf bei den Elektrizitätsunternehmen (und allenfalls bei den Kunden) verursacht.

Diese Kosten sollten dargestellt werden. Sie dürften auch bei der Beurteilung des volkswirtschaftlichen Gesamtnutzens von intelligenten Messgeräten eine Rolle spielen.

Nach den §§ 3 und 6 des Entwurfs werden sowohl der Netzbetreiber als auch der Lieferant zu einer arbeits- und zeitintensiven Datenbekanntgabe und Datenaufbereitung an den Endverbraucher verpflichtet. Aus Kostengründen stellt sich die Frage, ob diese Doppelgleisigkeit zur Zielerreichung wirklich erforderlich ist. Die Kosten für den Netzbetreiber müssen bei der Festlegung der Tarife jedenfalls entsprechend berücksichtigt werden.

II. Zu einzelnen Bestimmungen des Entwurfs
Zu § 2:

Mit intelligenten Messgeräten werden personenbezogene Daten verarbeitet. Da bei Verwendung von intelligenten Stromzählern über das Netz auch Einwirkungsmöglichkeiten auf die Endgeräte der Nutzer möglich sind, müssen zum Schutz vor Manipulation und Missbrauch im Zusammenhang mit der Datenübermittlung entsprechende Sicherheitsmaßnahmen vorgesehen werden. In den Erläuterungen sollte darauf näher eingegangen werden.

Nach § 2 des Entwurfs erfolgt die Datenübermittlung „entsprechend eines von der Regulierungsbehörde vorgegebenen Formats“. In den Erläuterungen heißt es dazu, dass das Format samt standardisierten Übermittlungsweges von der Regulierungsbehörde „im Zuge des Marktregelprozesses gemeinsam mit den Marktteilnehmern festgelegt wird“. Dies sollte auch im Verordnungstext zum Ausdruck kommen.

Im Verordnungstext wäre auch klarzustellen, dass die Übermittlungspflicht nach § 2 nur besteht, sofern der Kunde nicht widerspricht (vgl. § 84 Abs. 2 ElWOG 2010).

Zu § 3:
Nach § 3 Z. 4 lit. a des Verordnungsentwurfs müssen die Verbrauchsdaten „in der kleinstverfügbaren Zeiteinheit“ zur Verfügung gestellt werden. Hiefür fehlt die gesetzliche Grundlage. 
Die datenschutzrechtliche Relevanz von Nutzerprofilen erhöht sich, wenn der Energieverbrauch zeitnah und in Echtzeit übertragen wird. Eine 15-minütige oder Echtzeiterhebung von Verbrauchsdaten sollte ohne ausdrückliche Einwilligung des Betroffenen nur zulässig sein, soweit der gewählte Tarif eine solche Erhebung erfordert.

In § 3 des Entwurfs fehlt eine Regelung für den Fall, dass der Netzbetreiber die Verbrauchsdaten aus technischen Gründen nicht innerhalb der in § 84 Abs. 1 ElWOG 2010 festgesetzten Frist von einem Tag nach Erfassung auf der Website zur Verfügung stellen kann. Es bedarf einer entsprechenden Regelung in der vorliegenden Verordnung, die eine den realen Werten entsprechende Ersatzwertbildung ermöglicht. Im Hinblick auf die Erfahrungen aus der Praxis wird vorgeschlagen, für die Nachführung der jeweils vor Ort gemessenen Werte eine Frist von 5 Werktagen vorzusehen. Die in den Erläuterungen vorgesehene Frist von 24 Stunden erscheint in der Praxis nicht ausreichend.

Für die nach § 3 Z. 5 (und § 6 Z. 4) des Entwurfs anzuführenden Energieberatungsmöglichkeiten (Energieberatungsstellen) fehlt die gesetzliche Grundlage. Wird dennoch daran festgehalten, sollte sich die Regelung stärker an Art. 13 Abs. 3 lit. d der Richtlinie 2006/32/EG über Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen orientieren („Kontaktinformationen für Verbraucherorganisationen, Energieagenturen oder ähnliche Einrichtungen, einschließlich Internetadressen …“). 
Zu § 6:
Nach § 6 Z. 4 letzter Satz sind mindestens zwei Energieberatungsstellen diskriminierungsfrei anzuführen. Es sollte sich dabei - sofern vorhanden - um regionale Stellen (Stellen im betreffenden Bundesland) handeln. Dies sollte in der Verordnung ergänzt werden. 
Im Übrigen wird auf die vorigen Ausführungen zu § 3 Z. 5 verwiesen.

Zu § 9:

Da zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht einmal das Format feststeht, mit dem der Netzbetreiber die Daten an die Lieferanten zu übermitteln hat und auch der Arbeits- und Zeitaufwand für die Aufbereitung der Daten erheblich ist, sollte die Verordnung nicht bereits mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft treten, sondern erst zu einem späteren Zeitpunkt. 
Freundliche Grüße


Für die Vorarlberger Landesregierung


Der Landesrat

Mag. Siegi Stemer
	  


	Nachrichtlich an:

1. Abt. Allgemeine Wirtschaftsangelegenheiten (VIa), via VOKIS versendet

2. Abt. Wirtschaftsrecht (VIb), via VOKIS versendet

3. Illwerke/VKW-Gruppe, Weidachstraße 6 , 6900 Bregenz, SMTP:  info@illwerke-vkw-gruppe.at

4. Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst , Ballhausplatz 2, 1014 Wien, SMTP:  vpost@bka.gv.at

5. Verbindungsstelle der Bundesländer, Schenkenstraße 4, 1010 Wien, SMTP:  vst@vst.gv.at

6. Institut für Föderalismus, Maria-Theresien-Straße 38b, 6020 Innsbruck, SMTP:  institut@foederalismus.at

7. Amt der Burgenländischen Landesregierung, Landhaus, 7000 Eisenstadt, SMTP:  post.lad@bgld.gv.at

8. Amt der Kärntner Landesregierung, Arnulfplatz 1, 9021 Klagenfurt, SMTP:  post.abt2v@ktn.gv.at

9. Amt der Niederösterreichischen Landesregierung, Landhausplatz 1, 3109 St. Pölten, SMTP:  post.landnoe@noel.gv.at

10. Amt der Oberösterreichischen Landesregierung, Landhausplatz 1, 4021 Linz, SMTP:  verfd.post@ooe.gv.at

11. Amt der Salzburger Landesregierung, Chiemseehof, 5010 Salzburg, SMTP:  landeslegistik@salzburg.gv.at

12. Amt der Steiermärkischen Landesregierung, Landhaus, 8011 Graz, SMTP:  post@stmk.gv.at

13. Amt der Tiroler Landesregierung, Wilhelm-Greil-Straße 25, 6020 Innsbruck, SMTP:  post@tirol.gv.at

14. Amt der Wiener Landesregierung, Rathaus, 1082 Wien, SMTP:  post@md-v.wien.gv.at
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